
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 14. Oktober 2011 

 
 
 

Mandantenbrief Oktober 2011 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemein 

· Bilanzierung eines "Bearbeitungsentgelts" für einen Kredit 
 

Einkommensteuer 
· Kosten für berufliche Erstausbildung und Erststudium nach Schulabschluss können in voller 

Höhe abziehbar sein 
· Keine Anwendung des Halbabzugsverbots bei lediglich symbolischem Kaufpreis 

 
Umsatzsteuer 

· Neue Regeln zur umsatzsteuerlichen Organschaft – Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2011 
 

Körperschaftsteuer 
· Angemessenheit einer Geschäftsführungsvergütung bei mehreren Geschäftsführern 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Oktober und November 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.20111 10.11.20112 
Umsatzsteuer 10.10.20113 10.11.20114 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

13.10.2011 14.11.2011 

6.10.2011 7.11.2011 

Gewerbesteuer Entfällt 15.11.2011 
Grundsteuer Entfällt 15.11.2011 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

18.11.2011 
 

11.11.2011 

Sozialversicherung7 27.10.2011 28.11.2011 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 25.10./24.11.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

Allgemein 
Bilanzierung eines "Bearbeitungsentgelts" für einen Kredit 
Bundesfinanzhof, I-R-7/10, Pressemitteilung vom 07.09.2011 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 22. Juni 2011 I R 7/10 entschieden, unter welchen Vo-
raussetzungen der Darlehensnehmer ein bei Vertragsschluss zu leistendes einmaliges Entgelt ("Bear-
beitungsentgelt") für ein betriebliches Darlehen sofort in voller Höhe steuermindernd absetzen kann. 
Ein sofortiger Abzug ist danach möglich, wenn der Darlehensnehmer das gezahlte Entgelt nicht zu-
rückverlangen könnte, falls der Darlehensvertrag vorzeitig beendet wird. Anders ist es aber, wenn die 
besagte vorzeitige Vertragsbeendigung ganz unwahrscheinlich ist, etwa weil vereinbart wurde, dass 
der Darlehensvertrag nur aus wichtigem Grund gekündigt werden kann. Dann hat der Darlehensneh-
mer das Bearbeitungsentgelt mithilfe sog. aktiver Rechnungsabgrenzungsposten auf die gesamte 
Laufzeit des Darlehens zu verteilen und kann es nur in jährlichen Teilbeträgen steuermindernd abset-
zen. 

Einkommensteuer 
Kosten für berufliche Erstausbildung und Erststudium nach Schulabschluss können in voller 
Höhe abziehbar sein 
Der Bundesfinanzhof lässt die Aufwendungen für die berufliche Erstausbildung und für ein Erststudi-
um nach Schulabschluss zum Werbungskostenabzug zu, wenn die Ausbildung bzw. das Studium der 
späteren Erwerbstätigkeit dient und die Aufwendungen von den Betroffenen (also z. B. nicht von den 
Eltern) selbst bezahlt werden. 
Die Finanzverwaltung hatte solche Aufwendungen bisher nur im Rahmen des Sonderausgabenab-
zugs bis zu 4.000 EUR pro Jahr anerkannt. Dabei gingen diese Aufwendungen in den meisten Fällen 
ins Leere, wenn die Betroffenen nur geringe oder gar keine Einkünfte hatten. Hat der Auszubildende 
bzw. Student keine Einkünfte, sollte er für jedes Jahr eine Einkommensteuererklärung abgeben und 
die Aufwendungen als Werbungskosten geltend machen. Das Finanzamt hat dann jeweils einen Ver-
lustvortrag zum Ablauf des vorangegangenen Jahres festzustellen. Dies gilt im Übrigen auch für die 
Jahre ab 2007, falls für diese Jahre noch keine Steuererklärungen abgegeben worden sind. 
Beispiel: Ein Student hat in den Jahren 2007 bis 2010 jährlich 8.000 EUR für sein Studium aufgewen-
det. Für die Jahre ab 2007 gibt er Einkommensteuererklärungen ab und das Finanzamt stellt zum 
31.12.2010 einen Verlustvortrag von 32.000 EUR fest. Im Jahr 2011 bezieht der Student ein Gehalt 
von 42.000 EUR. Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 2011 wird der Verlustvortrag in voller 
Höhe berücksichtigt. 
Hinweis: Es bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber dieses steuerzahlerfreundliche Urteil über die 
Einzelfälle hinaus anwenden wird. 

Anwendung des Halbabzugsverbots im Verlustfall 
Auch ein nur geringfügiger Veräußerungspreis beim Verkauf einer wesentlichen Beteiligung führt da-
zu, dass im Verlustfall das Halbeinkünfteverfahren anzuwenden ist. Dabei spielt es keine Rolle, dass 
die Gesellschaft ausschließlich Verluste erzielt hat und der Veräußerungserlös im Verhältnis zu diesen 
Verlusten nur geringfügig ist. Nur wenn es sich bei den Einnahmen lediglich um einen symbolischen 
Kaufpreis handelt, scheidet die Anwendung des Halbeinkünfteverfahrens bzw. des Halbabzugsverbots 
aus. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Keine Anwendung des Halbabzugsverbots bei lediglich symbolischem Kaufpreis 
Halbeinkünfteverfahren und Halbabzugsverbot sind nicht anzuwenden, wenn wert- und ertraglose 
Anteile zu einem symbolischen Kaufpreis von 1 EUR veräußert werden. 
Ergeben sich z. B. im Insolvenzfall Veräußerungsverluste, gilt das Halbabzugsverbot nicht, wenn die 
Anteile bisher ertragslos waren. Die Verwaltung war bisher der Auffassung, dass dies bei einem sym-
bolischen Kaufpreis von 1 EUR anders zu beurteilen ist. Diese Ansicht dürfte damit überholt sein. 
Ab dem Veranlagungszeitraum 2011 findet die Neuregelung des Jahressteuergesetzes 2010 Anwen-
dung. Danach wird eine Absicht zur Erzielung von Einnahmen unterstellt. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 



 
Alterseinkünftegesetz gilt auch für Rentennachzahlungen 
Rentennachzahlungen der gesetzlichen Rentenversicherung für Jahre vor 2005 können nicht mit dem 
Ertragsanteil, sondern müssen mit dem sogenannten Besteuerungsanteil angesetzt werden. Die An-
wendung des Alterseinkünftegesetzes auf Nachzahlungen einer Rente, deren Beginn vor 2005 liegt, 
ist verfassungsgemäß. 
Mit Inkrafttreten des Alterseinkünftegesetzes zum 1. Januar 2005 sind alle Zuflüsse einheitlich mit 
dem gesetzlich festgelegten Besteuerungsanteil zu versteuern. Auch wenn eine Verzögerung bei der 
Auszahlung nicht dem Rentenempfänger, sondern der auszahlenden Stelle anzulasten ist, ändert sich 
nichts an dieser Beurteilung. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Umsatzsteuer 
Neue Regeln zur umsatzsteuerlichen Organschaft – Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2011 
Bei den Voraussetzungen der finanziellen Eingliederung im Rahmen einer umsatzsteuerlichen Organ-
schaft folgt die Finanzverwaltung dem Bundesfinanzhof. Dieser hatte entschieden, dass eine Organ-
schaft nur zu bejahen ist, wenn der Organträger (Kapital- oder Personengesellschaft) selbst - unmit-
telbar oder mittelbar - an der Organgesellschaft beteiligt ist. Eine Beteiligung nur des Gesellschafters 
des Organträgers an der Organgesellschaft reicht nicht aus, selbst wenn ein Beherrschungs- und 
Gewinnabführungsvertrag zwischen den Gesellschaften besteht. 
Die Grundsätze zur finanziellen Eingliederung sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Allerdings 
gewährt die Finanzverwaltung eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2011. Für noch in 2011 
ausgeführte Umsätze können Organträger und Organgesellschaft übereinstimmend nach den bisheri-
gen Grundsätzen eine finanzielle Eingliederung annehmen. 
(Quelle: Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen) 
 

Körperschaftsteuer 
Angemessenheit einer Geschäftsführungsvergütung bei mehreren Geschäftsführern 
Sind für ein Unternehmen mehrere Personen geschäftsführend tätig, ist - ausgehend von der insge-
samt gezahlten Geschäftsführungsvergütung - die Angemessenheit der Vergütungen für den einzel-
nen Geschäftsführer zu überprüfen. Diese Aufgabe obliegt in Streitfällen den Finanzgerichten. 
Es reicht nicht aus, die Angemessenheit einer einzelnen Vergütung aus einer Gehaltsstrukturuntersu-
chung abzuleiten und den so gefundenen Betrag mit der Anzahl der vorhandenen Geschäftsführer zu 
multiplizieren. Vielmehr ist zu prüfen, wie eine aus mehreren Fremdgeschäftsführern bestehende Ge-
schäftsführung unter ansonsten gleichen Bedingungen vergütet worden wäre. Dabei kann es sachge-
recht sein, die angemessene Gesamtausstattung für alle an der Geschäftsführung Beteiligten durch 
deren Anzahl zu dividieren. Ein so gefundener Wert darf allerdings nicht pauschal angesetzt werden. 
Es ist stets zu prüfen, ob im Hinblick auf die besonderen Aufgaben oder Qualifikationen der Ge-
schäftsführer eine Korrektur vorzunehmen ist. 
Die beschriebene Methode ist insbesondere zur Vermeidung von Gewinnabsaugungen und dann an-
zuwenden, wenn die Gesellschaft unter Berücksichtigung der Geschäftsführervergütungen in oder 
nahe der Verlustzone operiert. 
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 
 


